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8 7 . Bundesgesetz: Übernahme von Ausfallshaftungen für Kredite zur Errichtung von Zollfreizonen.
88. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes über vorläufige Maßnahmen auf dem Gebiete der

Zölle.
89. Bundesgesetz: Aufhebung der Weinverbrauchsabgabe.
9 0 . Bundesgesetz: Abänderung und Ergänzung des Kleinrentnergesetzes.
9 1 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Bundesgesetzes, betreffend die Einführung einer Dienst-

ordnung und Errichtung eines Disziplinarausschusses bei den Bundestheatern.
9 2 . Kundmachung : Aufhebung der Verordnung des Bundesministers für Unterricht, betreffend das Verfahren

vor dem Disziplinarausschuß bei den Bundestheatern, durch den Verfassungsgerichtshof.
9 3 . Kundmachung: Beitritt Viet-Nams zum Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt.
9 4 . Kundmachung: Beitritt Israels zum Haager Prozeßübereinkommen und Inkraftsetzung dieses Übereinkommens

durch die Niederlande für das Gebiet der Niederländischen Antillen.

8 7 . Bundesgesetz vom 28. April 1955,
betreffend die Übernahme von Ausfalls-
haftungen für Kredite zur Errichtung von

Zollfreizonen.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, die Ausfallshaftung des Bundes für
Kredite bis zu einem Gesamtbetrag von 200 Mil-
lionen Schilling, die zur Errichtung und zum
Ausbau von Zollfreizonen in Österreich notwen-
dig sind, ganz oder teilweise zu übernehmen.

(2) Die Ausfallshaftung bezieht sich auf den
Zinsendienst und die Rückzahlung des Kredites.

§ 2. Die Bedingungen für die gemäß § 1 zu
gewährenden Kredite, insbesondere der Zinsfuß,
die Laufzeit und die Sicherstellungen, bedürfen
der Genehmigung des Bundesministeriums für
Finanzen.

Artikel II.

§ 1 Abs. 1 Z. 8 des Bundesgesetzes vom
25. Juli 1946, BGBl. Nr. 162, über die Devisen-
bewirtschaftung (Devisengesetz) hat zu lauten:

„8. A u s l a n d :
Das Gebiet außerhalb der Grenzen Österreichs;

Zollausschlüsse, die durch Staatsverträge oder
Übereinkommen einem ausländischen Zollgebiet
angegliedert sind, gelten für den Bereich dieses
Bundesgesetzes als Ausland;"

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen, bezüglich
des Artikels II im Einvernehmen mit den nach
ihrem Wirkungsbereich beteiligten Bundesmini-
sterien, betraut.

Körner
Raab Kamitz

8 8 . Bundesgesetz vom 12. Mai 1955,
womit das Bundesgesetz vom 8. Juli 1953,
BGBl. Nr. 112, über vorläufige Maßnahmen
auf dem Gebiete der Zölle neuerlich abge-

ändert wird.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 8. Juli 1953, BGBl.
Nr. 112, über vorläufige Maßnahmen auf dem
Gebiete der Zölle, in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 2. Juni 1954, BGBl. Nr. 126, wird
wie folgt abgeändert:

Im § 2 sind die Worte „30. Juni 1955" durch
die Worte „31. März 1956" zu ersetzen.

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1955 in
Kraft.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

8 9 . Bundesgesetz vom 12. Mai 1955,
womit die Weinverbrauchsabgabe aufgehoben

wird.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Bestimmungen des Artikels II des
Bundesgesetzes vom 15. Dezember 1950, BGBl.
Nr. 13/1951, betreffend Änderung des Wein-
steuergesetzes und die Einführung einer Wein-
verbrauchsabgabe, treten für steuerbare Vor-
gänge, die nach dem 31. Mai 1955 bewirkt
werden, außer Kraft.
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§ 2. Die Getränkeabgaben im Sinne des § 10
Abs. 3 lit. b des Finanzausgleichsgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 225/1952, in der gegenwärtigen Fas-
sung, bilden für steuerbare Vorgänge, die nach
dem 31. Mai 1955 bewirkt werden, kein Ent-
gelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

9 0 . Bundesgesetz vom 12. Mai 1955,
betreffend Abänderung und Ergänzung des

Kleinrentnergesetzes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Bezeichnung, Höhe und Anfall der Leistungen.

§ 1. (1) Die auf Grund des Kleinrentnergesetzes,
BGBl. Nr. 251/1929, zu gewährenden Klein-
rentnerunterstützungen erhalten die Bezeichnung
Kleinrenten.

(2) Das Ausmaß der zu gewährenden Klein-
renten wird festgesetzt wie folgt:

(3) Die im Abs. 2 festgesetzten Kleinrenten
gebühren monatlich im voraus.

Einkommensfreigrenze.

§ 2. (1) Die auf Grund der Kleinrentnergesetz-
novelle 1951, BGBl. Nr. 193, festgesetzte Ein-
kommensfreigrenze erhöht sich auf 650 S monat-
lich.

(2) Soweit das Einkommen aus laufenden Mo-
natsbezügen besteht, sind in einzelnen Monaten
anfallende Sonderzahlungen für die Bemessung
der Kleinrente nicht als Einkommen zu werten.

Sonderbestimmung für politisch Verfolgte.

§ 3. Personen, die in der Zeit zwischen dem
5. März 1933 und dem 9. Mai 1945 einer poli-
tischen Verfolgung — außer wegen national-
sozialistischer Betätigung — ausgesetzt waren
und aus diesem Grund den ordentlichen Wohn-
sitz im Bundesgebiet oder die österreichische

Bundesbürgerschaft aufgegeben haben, steht der
Anspruch auf Kleinrente auf Antrag auch dann
zu, wenn sie die österreichische Staatsbürgerschaft
inzwischen nicht wieder erlangt oder den ordent-
lichen Wohnsitz im Inland nicht neuerlich be-
gründet haben, falls die übrigen Voraussetzungen
für den Bezug der Kleinrente gegeben sind. Die
Kleinrente gebührt von dem der Geltend-
machung des Anspruches folgenden Monatsersten.

Auslandsaufenthalt.

§ 4. (1) Nimmt ein nicht unter die Bestim-
mungen des § 3 fallender Empfänger einer Klein-
rente Aufenthalt im Ausland, so ist der Bezug
der Kleinrente mit dem der Ausreise folgenden
Monatsende einzustellen. Nach Meldung seiner
Rückkehr in das Inland hat das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung die eingestellte
Kleinrente für die Zeit des Auslandsaufenthaltes
flüssigzumachen, wenn dieser nicht länger als
sechs Monate gedauert hat.

(2) Hat der Auslandsaufenthalt länger als sechs
Monate gedauert, so kann die Kleinrentner-
kommission (§ 6) bei Vorliegen rücksichtswerter
Gründe die Kleinrente für die Zeit des Auslands-
aufenthaltes zuerkennen.

Erlöschen fälliger Ansprüche.

§ 5. Forderungen auf fällig gewordene Klein-
renten erlöschen in drei Jahren, wenn sie inner-
halb dieser Frist vom Berechtigten nicht geltend
gemacht werden. Die dreijährige Frist beginnt
mit Ablauf des Monates, in dem die letzte Klein-
rente ausgezahlt wurde, falls jedoch eine Klein-
rente noch nicht ausgezahlt wurde, mit dem
Tage, an dem der Bescheid über die Zuerkennung
des Anspruches zugestellt wurde.

Kommission.

§ 6. Die im § 10 des Kleinrentnergesetzes
genannte Kommission führt die Bezeichnung
„Kleinrentnerkommission".

Aufwanddeckung.

§ 7. Die durch dieses Bundesgesetz entstehen-
den Kosten trägt der Bund.

Inkrafttreten und Vollziehung.

§ 8. (1) Die Bestimmungen der §§ 1, 2 und 7
dieses Bundesgesetzes treten mit 1. Jänner 1955,
die übrigen Bestimmungen nach Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen betraut.

Körner
Raab Maisel Kamitz
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9 1 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 18. April 1955 über die Auf-
hebung von Bestimmungen des Bundes-
gesetzes vom 8. Juni 1934, BGBl. II Nr. 78,
betreffend die Einführung einer Dienstord-
nung und Errichtung eines Disziplinaraus-

schusses bei den Bundestheatern.

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 17. März 1955, G 15/54, V 2 8 /
54-8, die Art. III und IV des Bundesgesetzes vom
8. Juni 1934, BGBl. II Nr . 78, betreffend die
Einführung einer Dienstordnung und Errichtung
eines Disziplinarausschusses bei den Bundes-
theatern, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tr i t t am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Raab

9 2 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Unterricht vom 19. April 1955
über die Aufhebung der Verordnung des
Bundesministers für Unterricht vom 26. Juni
1934, BGBL II Nr. 116, betreffend das Ver-
fahren vor dem Disziplinarausschuß bei den
Bundestheatern, durch den Verfassungs-

gerichtshof.

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 17. März 1955, G 15/54, V 28/
54-8, die Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 26. Juni 1934, BGBl. II Nr. 116,
betreffend das Verfahren vor dem Disziplinar-
ausschuß bei den Bundestheatern, zur Gänze als
gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit dem Tage der
Kundmachung in Wirksamkeit.

Drimmel

9 3 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 22. April 1955, betreffend den
Beitritt Viet-Nams zum Abkommen über

die Internationale Zivilluftfahrt.

Nach einer Mitteilung des State Department
der Vereinigten Staaten von Amerika hat der
Botschafter Viet-Nams der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika am 19. Oktober
1954 den Beitritt Viet-Nams zum Abkommen
vom 7. Dezember 1944 über die Internationale
Zivilluftfahrt (BGBl. Nr. 97/1949) angezeigt.

Gemäß Art. 92 (b) des Abkommens über die
Internationale Zivilluftfahrt ist dieses Abkommen
für Viet-Nam am. 18. November 1954 in Kraft
getreten.

Raab

9 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 22. April 1955, betreffend den
Beitritt Israels zum Haager Prozeßüberein-
kommen und die Inkraftsetzung dieses Über-
einkommens durch die Niederlande für das

Gebiet der Niederländischen Antillen.

Das Übereinkommen, betreffend das Verfahren
in bürgerlichen Rechtssachen vom 17. Juli 1905,
RGBl. Nr. 60/1909 (Haager Prozeßüberein-
kommen), ist

1. zwischen Österreich und dem Staate Israel
im Sinne des Haager Protokolls vom 4. Juli 1924
am 16. Mai 1952 und

2. zwischen Österreich und dem Gebiet der
Niederländischen Antillen im Sinne der Art. 26,
Abs. 2 und 28 Abs. 3 dieses Übereinkommens
am 15. Dezember 1954
wirksam geworden.

Raab
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